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Das Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung erlässt im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium und nach Anhörung 
des Landesrechnungshofes folgende Verwaltungsvorschrift:

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land Mecklenburg-Vorpommern gewährt nach Maß-
gabe

a) dieser Verwaltungsvorschrift,

b) des § 44 der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-
Vorpommern (LHO) und der dazugehörigen Verwal-
tungsvorschriften (VV zu § 44 LHO) sowie

c) des Wohnraumförderungsgesetzes (WoFG) vom 
13. September 2001 (BGBl. I S. 2376), das zuletzt 
durch Artikel 42 des Gesetzes vom 20. November 2019 
(BGBl. I S. 1626, 1652) geändert worden ist,

Zuwendungen für bauliche Maßnahmen zur Scha  ung von 
belegungsgebundenen Mietwohnungen.

1.2 Ein Rechtsanspruch des Antragstellers auf Gewährung der 
Zuwendungen besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Be-
willigungsbehörde aufgrund ihres pß ichtgemäßen Ermes-
sens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2 Gegenstand der Zuwendung

Gegenstand der Zuwendung ist die Scha  ung von bele-
gungsgebundenen Mietwohnungen durch Neubau nach 
§ 16 Absatz 1 Nummer 1 WoFG sowie durch Änderung, 
Nutzungsänderung oder Erweiterung von Gebäuden nach 
§ 16 Absatz 1 Nummer 3 WoFG.

3 Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger sind natürliche und juristische Per-
sonen, soweit sie Eigentümer oder Erbbauberechtigte eines 
geeigneten Baugrundstücks sind oder nachweisen, dass der 
Erwerb eines Grundstücks oder Erbbaurechts gesichert ist 
oder durch die Gewährung der Zuwendung gesichert wird. 
Im Übrigen gilt § 11 Absatz 3 WoFG.

4 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Anforderungen an die Wohnungen

4.1.1 Zuwendungsfähig ist die Scha  ung von belegungsgebun-
denen Wohnungen in Gemeinden in Mecklenburg-Vor-
pommern, in denen aufgrund der örtlichen und regionalen 
Verhältnisse ein nachhaltiger Bedarf an Wohnraum mit 
sozialverträglichen Wohnkosten für einkommenssch wache 

Haushalte und Haushalte mit mittleren Einkommen be-
steht. Das sind insbesondere Gemeinden, in denen die 
Leerstandsquote die wohnwirtschaftlich gebotene Fluktua-
tionsreserve von 4 Prozent unterschreitet. Eine Zuwendung 
kann grundsätzlich in Gemeinden erfolgen, die in den Re-
gionalen Raumentwicklungsprogrammen als Ober-, Mit-
tel- oder Grundzentren benannt sind. Daneben können für 
Vorhaben in Gemeinden Zuwendungen gewährt werden, 
die in einem Regionalen Raumentwicklungsprogramm 
als Tourismusschwerpunktraum ausgewiesen wurden und 
mehr als 2 000 Einwohner haben.

4.1.2 Zuwendungsfähig ist nur die Scha  ung von barrierearmen, 
barrierefreien sowie barrierefreien und uneingeschränkt 
mit dem Rollstuhl nutzbaren Wohnungen, die nach Fläche 
und Ausstattung für die wohnungssuchenden Haushalte 
geeignet und zur dauernden Führung eines Haushaltes be-
stimmt sind und bei denen die Kommune den Bedarf der 
antragsgegenständlichen Wohnungen anhand von Darle-
gungen zur örtlichen Bevölkerungsentwicklung sowie der 
entsprechenden wohnungswirtschaftlichen Verhältnisse 
bestätigt hat. Zuwendungsfähig ist der Wohnungsbau für 
Haushalte mit Einkommen innerhalb der Grenzen nach der 
Einkommensgrenzenverordnung.

4.1.3 Zuwendungsfähig ist die Scha  ung von Wohnungen in 
Gebäuden, die überwiegend Wohnzwecken dienen. Bei 
Gebäuden, in denen auch frei Þ nanzierte Wohnungen und 
gewerblich zu nutzende Räume vorgesehen sind, wird eine 
Zuwendung nur für die Ausgaben gewährt, die auf die be-
legungsgebundenen Wohnungen entfallen (zuwendungsfä-
hige Ausgaben); in diesen Fällen werden die Gesamtaus-
gaben an Hand der Flächen aufgeteilt.

4.1.4 Die Planung der Vorhaben soll auf eine wirtschaftliche, 
kostengünstige und ß ächensparende Bauweise gerichtet 
sein. Für die Planung und Durchführung des Wohnungs-
baus gelten die in der Anlage dargestellten technischen 
Förderbestimmungen. Die Anlage ist Bestandteil dieser 
Verwaltungsvorschrift.

4.2 Ausschluss der Gewährung einer Zuwendung

4.2.1 Zuwendungen dürfen nur für Vorhaben bewilligt werden, 
mit deren Bau noch nicht begonnen worden ist. Abwei-
chend von Nummer 1.3 der VV zu § 44 LHO kann die Be-
willigungsbehörde den vorzeitigen Baubeginn auf Antrag 
zulassen. Das Risiko der nicht gesicherten GesamtÞ nanzie-
rung trägt der Antragsteller.

4.2.2 Die Gewährung einer Zuwendung ist ausgeschlossen, wenn 
die Wohnungen,
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a) zur dauernden wohnmäßigen Unterbringung ungeeig-
net sind, wie Behelfs- und Primitivbauten, Wohnlau-
ben und Baracken,

b) wegen ihrer Lage und Grundrissgestaltung keinen aus-
reichenden Wohnwert besitzen (zum Beispiel Keller-
wohnungen),

c) wegen ihrer Grundrissgestaltung Wohnheimcharakter 
aufweisen,

d) als Ferienwohnungen oder Gästewohnungen errichtet 
werden sollen,

e) bei Umbau eines bestehenden Gebäudes allein durch 
Instandsetzung oder Modernisierung gescha  en wer-
den. 

4.3 Kombination mit anderen ö  entlichen Zuwendungen und 
steuerlichen Absetzungen

Neben der Landeszuwendung ist der kumulative Einsatz 
anderer ö  entlicher Zuwendungen wie Darlehen, Zuschüs-
se und Zulagen für das Bauvorhaben grundsätzlich mög-
lich. Die Summe der ö  entlichen Zuwendungen soll 80 
Prozent der Gesamtausgaben nicht übersteigen.

4.4 Finanzierung der Gesamtausgaben

4.4.1 An den Gesamtausgaben für die baulichen Maßnahmen 
hat sich der Zuwendungsempfänger angemessen zu be-
teiligen. Neben der Finanzierung der Gesamtausgaben 
durch Zuwendungsmittel und Fremdmittel Dritter soll die 
Eigenleistung des Zuwendungsempfängers mindestens 
20 Prozent der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben be-
tragen. Als Eigenleistungen des Zuwendungsempfängers 
werden eigene Geldmittel und der Wert des nicht durch 
Fremdmittel Þ nanzierten Baugrundstücks anerkannt. Als 
Eigenleistung wird auch der Wert von Eigenarbeitsleis-
tungen anerkannt, wenn diese zum LeistungsproÞ l des 
eigenen Unternehmens zählen. In diesen Fällen bildet der 
Wert der entsprechenden Unternehmerleistung die Grenze 
für deren Anerkennung. In allen sonstigen Fällen sind nur 
die Materialausgaben als Eigenarbeitsleistungen anzu-
erkennen.

4.4.2 Bei der Finanzierung der Gesamtausgaben mit Kapital-
marktdarlehen soll eine langfristige Zinsbindung ange-
strebt werden, die mindestens zehn Jahre betragen muss. 
Die Bedingungen dieser Darlehen sollen höchstens den 
für erststellige Kapitalmarktmittel im Wohnungsbau üb-
lichen Bedingungen entsprechen. Mit der Hingabe dieser 
Darlehen dürfen keine Auß agen verbunden sein, die über 
die Beleihungsgrundsätze der betre  enden Institute hin-
ausgehen.

4.4.3 Unterstützungsbeiträge der Kommune wie die Überlas-
sung verbilligter Baugrundstücke oder andere Finanzie-
rungsbeiträge sind möglich, aber keine zwingende Vo-
raussetzung für die Gewährung einer Zuwendung. Der 
Zuwendungsempfänger hat nachzuweisen, dass die Kom-
mune dem Vorhaben zugestimmt hat. Der Kommune wird 
das allgemeine Belegungsrecht nach § 26 Absatz 2 WoFG 
eingeräumt.

5 Zuwendungsart und Finanzierungsart, Höhe der Zu-
wendung

5.1 Zuwendungsart und Finanzierungsart

Die Zuwendungen werden im Rahmen einer Projektför-
derung als AnteilÞ nanzierung in Form eines Baudarlehens 
zur Deckung der Gesamtausgaben mit einem Teilschulden-
erlass durch einen Tilgungsnachlass gewährt. Die Zuwen-
dung setzt sich zusammen aus Finanzhilfen des Bundes und 
des Landes.

5.2 Höhe der Zuwendungen

5.2.1 Das Baudarlehen beträgt für die Scha  ung von Wohnungen 
im

a) ersten Förderweg 75 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben, maximal 2 925 Euro je Quadratmeter (m2) 
Wohnß äche,

b) zweiten Förderweg 70 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben, maximal 2 730 Euro je m2 Wohnß äche.

Zuwendungsfähig sind Ausgaben von bis zu 3 900 Euro je m2 
Wohnß äche.

5.2.2 Bei der Scha  ung von Wohnungen in der Universitäts- und 
Hansestadt Greifswald sowie in der Hanse- und Universi-
tätsstadt Rostock beträgt das Baudarlehen im

a) ersten Förderweg 75 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben, maximal 3 075 Euro je m2 Wohnß äche,

b) zweiten Förderweg 70 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben, maximal 2 870 Euro je m2 Wohnß äche.

Zuwendungsfähig sind Ausgaben von bis zu 4 100 Euro je m2 
Wohnß äche.

5.2.3 Die Höhe der zuwendungsfähigen Ausgaben und die 
Höchstbeträge der Baudarlehen nach den Nummern 5.2.1 
und 5.2.2 werden im Zweijahresintervall jeweils zum 
1. März, erstmals am 1. März 2024, auf Grundlage des 
vom Statistischen Bundesamt in den zwei vorhergehen-
den Jahren festgestellte Baupreisindex für den Neubau von 
Wohngebäuden überprüft. Liegen die Veränderungen hin-
sichtlich der Höhe der zuwendungsfähigen Ausgaben über 
4 Prozent, werden die zuwendungsfähigen Ausgaben und 
die Höchstbeträge entsprechend angepasst und durch das 
Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung in einem 
Erlass bekannt gegeben.

5.2.4 Eine Zuwendung im zweiten Förderweg setzt voraus, dass 
im Bauvorhaben mindestens die gleiche Anzahl von Woh-
nungen im ersten Förderweg gescha  en werden.

5.2.5 Bei der Scha  ung von barrierefreien und uneinge-
schränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren Wohnungen gemäß 
DIN 18040-2:2011-09, Barrierefreies Bauen – Planungs-
grundlagen – Teil 2: Wohnungen (Kennzeichnung R), 
wird das Baudarlehen auf der Basis der anerkannten zu-
wendungsfähigen Ausgaben in Höhe der Prozentsätze nach 
Nummer 5.2.1 bemessen. Die DIN-Vorschrift kann im 
Internet unter www.beuth.de abgerufen werden.
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5.2.6 Das Baudarlehen ist auf volle 100 Euro abzurunden. Die Ge-
währung eines Baudarlehens ist ausgeschlossen, wenn sich 
aufgrund der Höhe der zuwendungsfähigen Ausgaben ein 
Darlehensbetrag von weniger als 50 000 Euro errechnet.

5.2.7 Für die Wohnß ächenberechnung gilt die Wohnß ächenverord-
nung. Etwaige Gewerbeß ächen sind analog zu berechnen.

5.2.8 Die zuwendungsfähigen Gesamtausgaben sind auf der 
Grundlage der DIN 276: 2018-12, Kosten im Bauwesen, 
zu bemessen. Die DIN-Vorschrift kann im Internet unter 
www.beuth.de abgerufen werden. Der Einbau von Smart 
Home Komponenten und Ladestationen für E-Autos sind 
zuwendungsfähige Ausgaben.

5.3 Konditionen der Zuwendung

5.3.1 Das Baudarlehen wird bis zur vollständigen Darlehenstil-
gung zinsfrei gewährt.

5.3.2 Das Baudarlehen ist ab dem auf die Vollauszahlung folgen-
den Halbjahr, beginnend mit dem 1. Januar oder 1. Juli, wie 
folgt zu tilgen:

a) jährlich mit 2 Prozent,

b) jährlich mit 2,25 Prozent mit Beginn des 21. Jahres bis 
zum Ende des 25. Jahres,

c) jährlich mit 2,5 Prozent mit Beginn des 26. Jahres bis 
zum Ende des 30. Jahres,

d) jährlich mit 2,75 Prozent mit Beginn des 31. Jahres bis 
zum Ende des 35. Jahres und

e) jährlich mit 4,5 Prozent ab Beginn des 36. Jahres bis 
zur vollständigen Tilgung.

5.3.3 Nach Bezugsfertigstellung der Wohnungen und nach Ab-
schluss der Verwendungsnachweisprüfung wird ein Til-
gungsnachlass im

a) ersten Förderweg in Höhe von 35 Prozent des ausge-
zahlten Baudarlehensbetrages,

b) zweiten Förderweg in Höhe von 25 Prozent des aus-
gezahlten Baudarlehensbetrages

gewährt. Der Tilgungsnachlass ist auf volle 100 Euro ab-
zurunden.

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Sicherung der Zuwendung

Das Baudarlehen ist vor Auszahlung im Grundbuch an 
rangbereitester Stelle und unmittelbar nach den für die Fi-
nanzierung des Vorhabens aufgenommenen Kapitalmarkt-
darlehen dinglich zu sichern. Die Bewilligungsbehörde 
entscheidet über zeitliche Ausnahmen zum Nachweis der 
dinglichen Sicherung des Baudarlehens und Fristsetzungen.

6.2 Bauausführung

Die Bauausführung hat nach den von der Bauaufsichts-
behörde genehmigten und von der Bewilligungsbehörde 

anerkannten Plänen einschließlich der dazugehörigen Bau-
beschreibung und unter Berücksichtigung der geforderten 
technischen Auß agen zu erfolgen. Abweichungen von den 
der Bewilligung zu Grunde liegenden technischen Antrags-
unterlagen bedürfen neben der baurechtlichen Genehmi-
gung der Zustimmung der Bewilligungsbehörde. Die bau-
aufsichtliche Genehmigung eines Bauvorhabens bedeutet 
keine Entscheidung über seine Zuwendungswürdigkeit.

6.3 Vergabe von Aufträgen

Ö  entliche Auftraggeber sind verpß ichtet, das Vergabe-
gesetz Mecklenburg-Vorpommern zu beachten und Aufträ-
ge nur an fachkundige und leistungsfähige Anbieter nach 
wettbewerblichen Gesichtspunkten zu wirtschaftlichen Be-
dingungen zu vergeben. Für Zuwendungsempfänger ohne 
vergaberechtliche Verpß ichtung ist nach Nummer 5.3.3.1 
der VV zu § 44 LHO zu verfahren.

6.4 Mietpreisbindung und höchstzulässige Miete

6.4.1 Bei der Erstvermietung der geförderten belegungsgebunde-
nen Wohnungen darf keine höhere Nettokaltmiete verein-
bart werden als

a) im ersten Förderweg 6,00 Euro je m2 Wohnß äche mo-
natlich,

b) im zweiten Förderweg 6,80 Euro je m2 Wohnß äche 
monatlich.

6.4.2 Abweichend von § 558 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
sind etwaige Mieterhöhungen während der Dauer der Bele-
gungsbindung (Nummer 6.4) erstmals ab dem vierten Jahr 
nach Bezugsfertigkeit (mittlere Bezugsfertigkeit) und dann 
folgend innerhalb von jeweils zwei Jahren in Höhe von 
0,25 Euro je m2 Wohnß äche monatlich zulässig.

6.4.3 Der Eigentümer hat im Mietvertrag auf die in Anspruch ge-
nommene Zuwendung, die höchstzulässige Miete, die Dau-
er der Mietbindung und die Mieterhöhungsmöglichkeiten 
hinzuweisen.

6.5 Belegungsbindung und Wohnraumbelegung

6.5.1 Die Wohnungen sind ab Bezugsfertigkeit für die Dauer der 
planmäßigen Darlehensrückzahlung Wohnungssuchenden, 
die die Voraussetzungen nach § 1 der Einkommensgren-
zenverordnung erfüllen und einen entsprechenden Wohn-
berechtigungsschein nach § 27 WoFG nachweisen, als 
Mietwohnung zum Gebrauch zu überlassen. In dem Wohn-
berechtigungsschein ist anzugeben, ob die maßgebliche 
Einkommensgrenze für den ersten oder zweiten Förderweg 
eingehalten wird. Die in der Bescheinigung angegebene 
Wohnungsgröße darf nicht überschritten werden.

6.5.2 Der Zuwendungsempfänger hat der Kommune zeitnah und 
mit Angabe des Zeitpunktes schriftlich anzuzeigen, dass 
eine im ersten oder zweiten Förderweg geförderte bele-
gungsgebundene Wohnung bezugsfertig oder frei wird. Die 
Überlassung einer Wohnung ist der Kommune innerhalb 
von zwei Wochen namentlich und mit Vorlage der Beschei-
nigung über die Wohnberechtigung mitzuteilen.
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6.5.3 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, die ordnungsge-
mäße Wohnungsbelegung zu prüfen und bei Verstoß gegen 
die Belegungsbedingungen die Kündigung und Räumung 
der Wohnung zu verlangen, wenn der Vermieter diesen 
Verstoß zum Zeitpunkt des Bezuges hätte erkennen kön-
nen. Der Zuwendungsempfänger ist verpß ichtet, hierfür 
im Mietvertrag ein Kündigungsrecht zu vereinbaren. Er ist 
verpß ichtet, auf Verlangen der Bewilligungsbehörde den 
Mietvertrag zu kündigen und die Räumung durchzusetzen.

6.5.4 Die Belegungsbindung endet

a) wenn die gewährte Zuwendung abzüglich des Tilgungs-
nachlasses nach Nummer 5.3.2 zurückgezahlt ist,

b) wenn der Zuwendungsempfänger auf die Auszahlung 
oder weitere Auszahlung der Zuwendungen verzichtet 
sowie bereits ausgezahlte Teilbeträge zurückgezahlt hat,

c) zwölf Jahre nach dem Rückzahlungszeitpunkt (Nach-
wirkungsfrist) oder spätestens zum Ende der regulären 
Bindungsdauer, wenn der Zuwendungsempfänger vor-
fristig die bereits vollständig ausgezahlte Zuwendung 
ohne rechtliche Verpß ichtung zurückgezahlt hat; in 
diesem Fall ist ebenfalls der als Tilgungsnachlass ge-
währte Baudarlehensanteil zurückzuzahlen.

Im Übrigen gilt § 29 WoFG.

6.6 Veräußerung des Grundstücks

Jede beabsichtigte Veräußerung des Grundstücks mit den 
belegungsgebundenen Wohnungen sowie die Veränderung 
der Aufteilung von Wirtschaftseinheiten ist der Bewilli-
gungsbehörde rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen. 
Bei Veräußerung wird die Auszahlung der Zuwendungen 
eingestellt. Die Zuwendung kann an den Erwerber weiter-
gezahlt oder nach Auszahlung vom Erwerber übernommen 
werden, wenn er die Bewilligungsvoraussetzungen nach 
dieser Verwaltungsvorschrift erfüllt. Erfüllt der Erwerber 
diese Voraussetzungen nicht, ist die Zuwendung unverzüg-
lich vom Zuwendungsempfänger zurückzuzahlen.

7 Verfahren

7.1 Antragsverfahren

7.1.1 Der Zuwendungsempfänger ist verpß ichtet, vor Antragstel-
lung bei der Bewilligungsbehörde, als fachliche Beratungs-
stelle zur Wohnraumförderung, die Planung und Finanzie-
rung des Mietwohnungsbauvorhabens vorzustellen.

7.1.2 Anträge sind formgebunden vor Beginn des Vorhabens in 
zweifacher Ausfertigung, Antragsanlagen und bautech-
nische Unterlagen in einfacher Ausfertigung, bei der Be-
willigungsbehörde (Nummer 7.2.1) einzureichen. Der An-
trag gilt erst als wirksam gestellt, wenn alle erforderlichen 
Unterlagen bei der Bewilligungsbehörde vorliegen. Die 
Vordrucke sind bei der Bewilligungsbehörde erhältlich und 
können im Internet unter www.lÞ -mv.de abgerufen werden.

7.2 Bewilligungsverfahren

7.2.1 Bewilligungsbehörde ist das Landesförderinstitut Mecklen-
burg-Vorpommern, Geschäftsbereich der NORD/LB Giro-

zentrale, Postfach 160255, 19092 Schwerin (Postanschrift); 
Werkstraße 213, 19061 Schwerin (Besucheradresse). Die 
Bewilligungsbehörde entscheidet in pß ichtgemäßem Er-
messen nach Maßgabe dieser Verwaltungsvorschrift über 
die vorgelegten Anträge in der Reihenfolge der Vorlage 
vollständiger Antragsunterlagen. Sie ist berechtigt, die Be-
willigung von weiteren Voraussetzungen abhängig zu ma-
chen. Die Bewilligungsbehörde unterrichtet das Ministe-
rium für Inneres, Bau und Digitalisierung vor Bescheidung 
über Ausnahmen in besonders gelagerten Einzelfällen.

7.2.2 Die Bewilligungsbehörde ist zuständig für die Kontrolle 
der Überkompensation der Zuwendungen im Sinne von 
Artikel 6 des Beschlusses 2012/21/EU der Kommission 
vom 20. Dezember 2011 über die Anwendung von Arti-
kel 106 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union auf staatliche Beihilfen in Form von 
Ausgleichsleistungen zugunsten bestimmter Unternehmen, 
die mit der Erbringung von Dienstleistung von allgemei-
nem wirtschaftlichem Interesse betraut sind (ABl. L 7 vom 
11.1.2012, S. 3). Im Falle der Überkompensation ist sie 
berechtigt, Teilwiderrufe der Zuwendungen vorzunehmen 
oder die Bewilligung aufzuheben.

7.2.3 Die Gewährung der Zuwendung kann neben den Pß ichten 
des Zuwendungsempfängers im Zusammenhang mit der 
Mietpreis- und Belegungsbindung gemäß den Nummern 
6.4 und 6.5 weitere Auß agen und Bedingungen enthalten. 
Die Bewilligungs- und Auszahlungsbedingungen sowie die 
Gründe für die Aufhebung der Bewilligung sind im Zuwen-
dungsbescheid aufzunehmen. Die Bewilligungsbehörde 
fügt dem Bescheid eine Ausfertigung des geprüften Antra-
ges bei.

7.2.4 Die Nachbewilligung von Zuwendungen ist ausgeschlos-
sen.

7.2.5 Die Zuwendungs- und Auszahlungsbedingungen sind in 
einem Darlehensvertrag zu vereinbaren. Der Darlehensver-
trag hat eine Bestimmung zu enthalten, wonach der Zuwen-
dungsbescheid zum Bestandteil des Darlehensvertrages er-
klärt wird.

7.2.6 Das Darlehen einschließlich Tilgungsnachlass kann aus 
den im Darlehensvertrag aufgeführten Gründen fristlos zur 
sofortigen Rückzahlung gekündigt werden.

7.3 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

7.3.1 Die Auszahlung des Baudarlehens erfolgt durch die Bewil-
ligungsbehörde nach Baufortschritt in vier Raten. Die Bau-
darlehensraten sind gemäß dem Vordruck für die Mittel-
anforderung abzufordern, soweit die zuwendungsfähigen 
Ausgaben bereits geleistet worden sind oder sie innerhalb 
von drei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlun-
gen im Rahmen des Zuwendungszwecks benötigt werden. 
Das Baudarlehen wird grundsätzlich in folgenden Raten 
ausgezahlt:

a) 20 Prozent des Darlehensbetrages nach Beginn der 
Gründungsarbeiten,

b) 45 Prozent nach Rohbaufertigstellung einschließlich 
Zimmererarbeiten,
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c) 25 Prozent nach Bezugsfertigkeit und

d) 10 Prozent nach Vorlage des Verwendungsnachweises.

Die Baufachlichen Nebenbestimmungen Þ nden keine An-
wendung.

7.3.2 Mit jeder Mittelanforderung ist eine Auß istung aller von 
Beginn der Maßnahme an tatsächlich getätigten Einzelaus-
gaben vorzulegen.

Hierzu ist das im eCohesion-Portal Mecklenburg-Vor-
pommern eingestellte Modul „Web-Nachweis“ zu nutzen, 
zu Þ nden auf den Internetseiten www.lÞ -mv.de und www.
ecohesionportal-mv.de. Der Web-Nachweis ist sowohl per 
E-Mail unter Verwendung der Funktion „Senden“ als auch 
ausgedruckt und unterzeichnet mit dem Vordruck „Mittel-
anforderung“ nebst Anlagen per Post einzureichen. Die 
Ausgaben sind aufgeteilt nach den Ausgabenansätzen ein-
zeln aufzuführen. Der Aufstellung muss das Bestelldatum 
und das Bezahldatum der jeweiligen Lieferung oder Leis-
tung zu entnehmen sein.

7.3.3 Den Mittelanforderungen ist eine Bautenstandsmeldung 
beizufügen. Der Vordruck „Bautenstandsmeldung mit Fo-
todokumentation“ ist bei der Bewilligungsbehörde erhält-
lich und kann im Internet unter www.lÞ -mv.de abgerufen 
werden.

7.3.4 Zu den Mittelanforderungen ist eine fortlaufend zu führen-
de Belegliste über die bereits geleisteten Ausgaben vorzu-
legen. Vor jeder Mittelauszahlung sind Belege, einschließ-
lich des Nachweises der Bezahlung, vorzulegen. Ergänzend 
dazu ist bei Mittelanruf für künftige Ausgaben eine begrün-
dete Aufstellung über die in den nächsten drei Monaten fäl-
ligen Zahlungen beizubringen.

7.3.5 Vor der ersten Auszahlung müssen eine Gebäuderohbau-
versicherung abgeschlossen sowie der Nachweis vorgelegt 
werden, dass das Eigentum im Grundbuch eingetragen und 
die Grundschuld rangrichtig gesichert ist (Grundbuchaus-
zug).

7.3.6 Spätestens vor Auszahlung der dritten Baudarlehensrate 
müssen Nachweise und Erklärungen vorliegen, dass

a) eine Gebäudeversicherung (Police) abgeschlossen 
wurde,

b) die Wohnungen bezugsfertig sind,

c) die Bau- und Nebenarbeiten einschließlich Außenanla-
gen fertig gestellt sind,

d) die Bauarbeiten in Übereinstimmung mit den von der 
Bauaufsichtsbehörde genehmigten und von der Bewil-
ligungsbehörde anerkannten Plänen einschließlich der 
dazugehörigen Baubeschreibung und unter Berück-
sichtigung der geforderten technischen Auß agen ord-
nungsgemäß und vollständig ausgeführt worden sind.

7.3.7 Die Bewilligungsbehörde kann die Auszahlung der ein-
zelnen Raten von der Erfüllung weiterer Voraussetzungen 
abhängig machen, die im Zuwendungsbescheid zu regeln 
sind.

7.4 Verwendungsnachweisverfahren

7.4.1 In Abweichung von VV Nr. 5.3.6.1 zu § 44 LHO ist mit 
der letzten Mittelanforderung der Schlussrate (vierte Darle-
hensrate) auch der formgebundene Verwendungsnachweis 
nebst Sachbericht, zahlenmäßigem Nachweis und Beleg-
liste einzureichen. Ein gesonderter Zwischennachweis ist 
nicht erforderlich. Auf Anforderung der Bewilligungsbe-
hörde sind zusätzliche Unterlagen vorzulegen.

7.4.2 Sind die in der Zusammenstellung der Gesamtausgaben er-
mittelten zuwendungsfähigen Ausgaben niedriger als die 
der Bewilligung zu Grunde gelegten zuwendungsfähigen 
Ausgaben, wird die Zuwendung anteilig in Höhe der Aus-
gabenunterschreitung reduziert.

7.5 Prüfungsrecht

Der Zuwendungsempfänger hat die Prüfung der Einhaltung 
dieser Verwaltungsvorschrift, insbesondere die Vorausset-
zung für die Gewährung und die Weiterbelassung der Zu-
wendungen, durch das Ministerium für Inneres, Bau und 
Digitalisierung, die Bewilligungsbehörde, den Landes-
rechnungshof Mecklenburg-Vorpommern, den Bundes-
rechnungshof, die Europäische Kommission und den Euro-
päischen Rechnungshof oder durch deren Beauftragte zu 
dulden und die Prüfung durch Bereitstellung seiner Unter-
lagen zu ermöglichen.

7.6 Rechtsnachfolge

Der Eigentümer hat die ihm aus der Inanspruchnahme der 
Zuwendungen ergebenden Verpß ichtungen seinem Rechts-
nachfolger aufzuerlegen, und zwar in der Weise, dass dieser 
wiederum gehalten ist, seinen jeweiligen Rechtsnachfolger 
in gleicher Weise zu binden.

7.7 Subventionen

7.7.1 Soweit Zuwendungen Betrieben und Unternehmen gewährt 
werden, handelt es sich um Subventionen im Sinne des 
§ 264 Absatz 8 des Strafgesetzbuches. Die Bewilligungs-
behörde kann gegen denjenigen, der sich oder anderen eine 
Subvention rechtswidrig verscha  t oder zu verscha  en 
versucht, eine Strafanzeige nach Maßgabe des § 263 oder 
§ 264 des Strafgesetzbuches erstatten.

7.7.2 Tatsachen, von denen nach dieser Verwaltungsvorschrift 
oder nach § 1 des Gesetzes gegen missbräuchliche Inan-
spruchnahme von Subventionen des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern in Verbindung mit den §§ 2 bis 6 des 
Subventionsgesetzes die Bewilligung, Gewährung, Rück-
forderung, Weitergewährung oder das Belassen der Sub-
ventionen abhängen, sind subventionserhebliche Tatsachen 
im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches (Subventions-
betrug).

7.8 Ausnahmen

Zweifelsfragen bei der Anwendung dieser Verwaltungsvor-
schrift sind von der Bewilligungsbehörde dem Ministerium 
für Inneres, Bau und Digitalisierung zur Entscheidung vor-
zulegen.



Amtsblatt für Mecklenburg-Vorpommern 2023112 Nr. 8

8 Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die eventuell erforderliche Aufhebung 
des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der ge-
währten Zuwendung gelten die VV zu § 44 LHO, soweit 
nicht in dieser Verwaltungsvorschrift Abweichungen zuge-
lassen sind, und das Landesverwaltungsverfahrensgesetz.

9 Übergangsvorschrift

Für bis zum Inkrafttreten der Richtlinie Wohnungsbau So-
zial vom 9. Februar 2023 (AmtsBl. M-V S. 107) am  28. Fe-
bruar 2023 bei der Bewilligungsbehörde wirksam gestellte 
Zuwendungsanträge sowie bis zu diesem Zeitpunkt ent-
standene Rechtsverhältnisse und erhobene Rechtsbehelfe 
ist die Richtlinie Wohnungsbau Sozial vom 7. Februar 2017 
(AmtsBl. M-V S. 90), die zuletzt durch die Verwaltungs-
vorschrift vom 26. August 2020 (AmtsBl. M-V S. 435) ge-
ändert worden ist, weiter anzuwenden.

10 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Ver-
ö  entlichung in Kraft und am 31. Dezember 2026 außer 
Kraft. Mit dem Inkrafttreten dieser Verwaltungsvorschrift 
tritt die Richtlinie Wohnungsbau Sozial vom 7. Febru-
ar 2017 (AmtsBl. M-V S. 90), die zuletzt durch die Ver-
waltungsvorschrift vom 26. August 2020 (AmtsBl. M-V 
S. 435) geändert worden ist, außer Kraft.

AmtsBl. M-V 2023 S. 107
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